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Einzelplan 12: Allgemeine Finanzverwaltung 

Unzulässiger Abzug der Kirchenabgeltungsteuer 
als Sonderausgabe (Kapitel 1201) 

In mehr als 80 Prozent der vom Rechnungshof untersuchten Fälle be-
rücksichtigten die Finanzämter die Kirchenabgeltungsteuer zu Unrecht 
als Sonderausgabe. Jährlich entstehen Steuerausfälle in Millionenhö-
he. Die Bearbeitungsqualität muss deutlich verbessert werden.  

1 Ausgangslage 

Gezahlte Kirchensteuer ist bei der Veranlagung zur Einkommensteuer 
grundsätzlich als Sonderausgabe abziehbar. Nicht abzugsfähig ist dagegen 
die sogenannte Kirchenabgeltungsteuer. Das ist die Kirchensteuer auf Kapi-
talerträge, die mit dem Abgeltungsteuertarif besteuert wurden. Grund für das 
Abzugsverbot ist, dass die Einkommensteuer in solchen Fällen nach einer 
speziellen Tarifformel berechnet wird. Dabei ist die Kirchensteuer als Son-
derausgabe bereits pauschaliert steuersatzmindernd berücksichtigt. In der 
Folge beträgt der Einkommensteuersatz für diese Erträge nicht 25 Prozent, 
sondern lediglich 24,51 Prozent. Das Abzugsverbot galt in den Veranla-
gungszeiträumen 2009 und 2010 nur, soweit die Kirchensteuer im Steuerab-
zugsverfahren einbehalten wurde. Seit dem Veranlagungszeitraum 2011 gilt 
es auch für die im Veranlagungsverfahren nacherhobene Kirchenabgeltung-
steuer. 

Bei der Prüfung einzelner Finanzämter stellte die Finanzkontrolle immer 
wieder fest, dass nacherhobene Kirchenabgeltungsteuer trotz Abzugsver-
bots als Sonderausgabe berücksichtigt wurde. Der Rechnungshof hat des-
halb 2015 gemeinsam mit den staatlichen Rechnungsprüfungsämtern lan-
desweit untersucht, wie die Steuerverwaltung dieses Abzugsverbot im Ver-
anlagungszeitraum 2011 umgesetzt hat. 

 

2 Prüfungsergebnisse 

2.1 Finanzielle Bedeutung der Kirchenabgeltungsteuer 

2011 hat die Steuerverwaltung für die Veranlagungszeiträume 2009 und 
2010 landesweit in 259.511 Einkommensteuerfällen Kirchenabgeltungsteuer 
von insgesamt 25,3 Mio. Euro im Veranlagungsverfahren nacherhoben. 

Für die Prüfung hat der Rechnungshof Steuerbescheide des Veranlagungs-
zeitraums 2011 ausgewählt, bei denen 
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• die für 2009 und 2010 nacherhobene Kirchenabgeltungsteuer mindestens 
100 Euro betrug und 

• das zu versteuernde Einkommen oberhalb des Grundfreibetrags lag. 

Diese Auswahlkriterien erfüllten 37.985 Steuerfälle. Das sind 14,6 Prozent 
der landesweit 259.511 Fälle mit nacherhobener Kirchenabgeltungsteuer. 
Sie umfassen allerdings mit 19,4 Mio. Euro 77 Prozent der gesamten 2011 
nacherhobenen Kirchenabgeltungsteuer. 

In 37.839 der 37.985 Steuerfälle betrug die nacherhobene Kirchenabgel-
tungsteuer zwischen 100 Euro und 9.999 Euro. Von diesen 37.839 Fällen 
hat der Rechnungshof 550 nach Zufallskriterien ausgewählt. Daneben wur-
den 18 Fälle mit nacherhobener Kirchenabgeltungsteuer von mindestens 
10.000 Euro untersucht. Damit erstreckten sich die Erhebungen auf insge-
samt 568 Einkommensteuerfälle bei neun Finanzämtern. 

 

2.2 Qualität der Steuerbescheide unzureichend 

Nachfolgend werden die Ergebnisse der Untersuchung getrennt nach den 
Verantwortungsbereichen des Risikomanagementsystems und der Bearbei-
ter dargestellt. 

 

2.2.1 Risikomanagementsystem der Finanzverwaltung verbesse-
rungswürdig 

Das 2008 in der Steuerverwaltung eingeführte Risikomanagementsystem 
zeigt mittels Hinweisen die mutmaßlich risikobehafteten Sachverhalte der 
Steuererklärungen auf. Nur diese Bereiche sind von den Bearbeitern zu 
prüfen. Die übrigen Sachverhalte unterliegen ausschließlich dem Verantwor-
tungsbereich des Risikomanagementsystems. 

In 237 der 568 untersuchten Einkommensteuerfälle war das Risikomanage-
mentsystem für den Ansatz der Kirchensteuer als Sonderausgabe allein 
verantwortlich. Von diesen 237 Fällen waren 207 fehlerhaft. Dies entspricht 
einer Quote von 87 Prozent. Die festgestellten Fehler hatten unterschied-
liche Ursachen. 

Das Risikomanagementsystem gleicht die in den Steuererklärungen ange-
gebenen Werte zur gezahlten und erstatteten Kirchensteuer maschinell mit 
den elektronisch abgelegten Daten ab. Führt dieser Abgleich zu keinen nen-
nenswerten Differenzen, wird der erklärte Wert der Veranlagung zugrunde 
gelegt. 

Allerdings werden im IT-System sämtliche gezahlten und erstatteten Kir-
chensteuerbeträge abgelegt - ohne diese weiter zu unterscheiden. Das 
heißt, die nicht als Sonderausgabe abzugsfähige Kirchenabgeltungsteuer 
wird im IT-System nicht gesondert erfasst. Das Risikomanagementsystem 
erkannte deshalb in den 207 fehlerhaften Fällen nicht, dass in den Einkom-
mensteuererklärungen jeweils Kirchenabgeltungsteuer als Sonderausgabe 
geltend gemacht wurde. In der Folge stufte es diese Sachverhalte als risiko-
arm ein und übernahm die erklärten Werte in die Steuerbescheide. Dies 
führte dazu, dass 73.500 Euro Steuern zu wenig festgesetzt wurden. 
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2.2.2 Qualität der Fallbearbeitung durch die Bediensteten unzurei-
chend 

331 der 568 geprüften Einkommensteuerbescheide waren hinsichtlich des 
Sonderausgabenabzugs für Kirchensteuer dem Verantwortungsbereich der 
Bearbeiter zuzuordnen. Zumeist hatte in diesen Fällen das Risikomanage-
mentsystem die Bediensteten durch die Ausgabe von maschinellen Hinwei-
sen angewiesen, die als Sonderausgabe geltend gemachte Kirchensteuer 
zu prüfen. Von diesen 331 Fällen waren 262 (79 Prozent) unzutreffend be-
arbeitet. In der Folge setzten die Finanzämter die Steuer um 225.500 Euro 
zu niedrig fest. Einfluss hierauf hatten sowohl die Qualität der Hinweise als 
auch die Qualität der Hinweisbearbeitung durch die Bediensteten. 

Die Qualität der vom IT-System ausgegebenen Hinweise war oftmals pro-
blematisch. Der in den untersuchten Fällen am häufigsten ausgegebene 
Hinweis fordert die Bediensteten dazu auf, die Höhe der als Sonderausgabe 
abziehbaren Kirchensteuer in den Fällen zu prüfen, in denen für den unmit-
telbar vorangegangenen Veranlagungszeitraum nicht als Sonderausgabe 
abzugsfähige Kirchenabgeltungsteuer festgesetzt worden ist. Diese miss-
verständliche Formulierung veranlasste die Bearbeiter häufig, lediglich die 
Kirchensteuerzahlungen des unmittelbar vorangegangenen Veranlagungs-
zeitraums hinsichtlich der Abzugsfähigkeit zu prüfen. Bei den in die Erhe-
bung einbezogenen Fällen betraf die gezahlte Kirchenabgeltungsteuer viel-
fach jedoch weiter zurückliegende Jahre. Eine Prüfung dieser Zahlungen 
fand dann zumeist nicht statt. 

Auch weitere Hinweise, die zur Prüfung des Sonderausgabenabzugs für 
Kirchensteuer ausgegeben wurden, konnten eine unzutreffende Steuerfest-
setzung vielfach nicht verhindern. Die Texte dieser Hinweise sind oftmals 
umfangreich und gehen auf die spezielle Problematik der Kirchenabgeltung-
steuer jeweils lediglich im letzten Absatz ein. 

Die Bearbeiter hatten den Hinweisen aber auch nicht die notwendige Auf-
merksamkeit geschenkt. 22 Prozent der vom System ausgegebenen Hin-
weise wurden von den Bediensteten gar nicht bearbeitet. Von den bearbeite-
ten Hinweisen konnten 71 Prozent nicht zu dem von der Verwaltung ange-
strebten Erfolg führen. Trotz bearbeitetem Hinweis war bei der Veranlagung 
zu Unrecht Kirchenabgeltungsteuer als Sonderausgabe berücksichtigt wor-
den. 

Viele Bearbeiter gaben an, es sei ihnen nicht bekannt gewesen, dass nach-
erhobene Kirchenabgeltungsteuer nicht als Sonderausgabe abzugsfähig ist. 
Zudem war den meisten Bediensteten offensichtlich nicht bewusst, dass 
Kirchenabgeltungsteuer auch in den Vorauszahlungen zur Kirchensteuer 
enthalten sein kann. Fehlerursache war vielfach auch, dass die Bearbeiter 
die im IT-System gespeicherten Werte übernahmen, ohne zu berücksichti-
gen, dass diese Daten nacherhobene Kirchenabgeltungsteuer enthielten. 

Um die als Sonderausgabe abzugsfähige Kirchensteuer zutreffend zu ermit-
teln, ist eine Vielzahl von Arbeitsschritten notwendig. Die Bearbeiter müssen 
sämtliche innerhalb des maßgeblichen Jahres gezahlten und erstatteten 
Kirchensteuerbeträge daraufhin prüfen, ob und in welcher Höhe Kirchenab-
geltungsteuer enthalten ist. Dazu sind jeweils alle Steuerbescheide heran-
zuziehen, die Grundlage für die entsprechenden Kirchensteuerzahlungen 
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und -erstattungen waren. Oftmals handelt es sich dabei um eine Vielzahl 
von Vorauszahlungs- und Jahressteuerbescheiden, die teilweise unter-
schiedliche Veranlagungszeiträume betreffen. Liegen zudem noch geänder-
te Steuerbescheide vor, verkompliziert dies die notwendige Prüfung zusätz-
lich. Im Übrigen haben die Bearbeiter zu beachten, dass die maßgeblichen 
Werte jeweils an unterschiedlichen Stellen der Steuerbescheide aufgeführt 
sind. Die personelle Ermittlung der abzugsfähigen Kirchensteuer ist nicht nur 
zeitaufwendig, sondern auch fehlerträchtig. 

 

2.3 Finanzielles Ergebnis 

Von den 568 geprüften Fällen waren 469 fehlerhaft. Damit berücksichtigte 
die Steuerverwaltung in rund 83 Prozent der geprüften Einkommensteuer-
bescheide die Kirchenabgeltungsteuer zu Unrecht als Sonderausgabe. Die 
festgestellten Fehler führten zu Steuerausfällen und Mehrsteuern von insge-
samt 299.000 Euro. 

Ein Teil der fehlerhaften Einkommensteuerbescheide konnte verfahrens-
rechtlich noch geändert werden. Aus der Korrektur dieser Fälle resultieren 
Mehrsteuern von 112.000 Euro. Der überwiegende Teil der fehlerhaften 
Steuerbescheide war jedoch aus Rechtsgründen nicht mehr änderbar. Die 
fehlerhafte Bearbeitung dieser Fälle führte zu Steuerausfällen von insgesamt 
187.000 Euro. Das durchschnittliche finanzielle Ergebnis je geprüftem 
Steuerbescheid belief sich auf 526 Euro. 

Aufgrund der Zufallsauswahl von 550 der 568 Prüffälle ist es möglich, die 
Ergebnisse der Erhebungen auf alle entsprechenden Fälle des Veranla-
gungszeitraums 2011 landesweit zu übertragen. Unterstellt man insoweit die 
festgestellten Fehlerquoten und die durchschnittlichen finanziellen Ergebnis-
se landesweit, wurden die Einkommensteuer und der Solidaritätszuschlag 
allein für den Veranlagungszeitraum 2011 um insgesamt 5,2 Mio. Euro zu 
niedrig festgesetzt. Auch bezüglich der Steuerfälle, für die keine repräsenta-
tive Fallauswahl möglich war, geht der Rechnungshof von einer erheblichen 
landesweiten steuerlichen Auswirkung aus. 

Auch künftig ist noch von einem bedeutsamen Fehlerpotenzial auszugehen. 
Auf der Basis der für den Veranlagungszeitraum 2011 getroffenen Prüfungs-
feststellungen schätzt der Rechnungshof dieses Fehlerpotenzial auf jährlich 
2 Mio. Euro. 

Zwar führte die Steuerverwaltung ab dem Veranlagungszeitraum 2015 ein 
automatisiertes Verfahren ein. Hierdurch wird die Kirchenabgeltungsteuer in 
vielen Fällen direkt an der Quelle einbehalten und an den Fiskus abgeführt. 
Aus Rechtsgründen greift dieses Verfahren allerdings - ebenso wie das bis-
herige Abzugsverfahren - nicht in allen Steuerfällen. Bei mindestens 
40 Prozent der zufällig ausgewählten Prüffälle ist davon auszugehen, dass 
auch weiterhin Kapitalerträge vorliegen werden, bei denen Kirchenabgel-
tungsteuer nachzuerheben sein wird. Insbesondere „private" Zinsschuldner, 
Auslandsbanken und ausländische Zweigstellen von Inlandsbanken müssen 
auch weiterhin keine Abgeltungsteuer einbehalten. Kirchensteuerpflichtige 
haben zudem die Möglichkeit, das automatisierte Kirchensteuerabzugsver-
fahren zu vermeiden, indem sie beim Bundeszentralamt für Steuern den 
automatischen Datenabruf sperren lassen. 
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2.4 Bewertung 

Vor dem Hintergrund der hohen Fehlerquote, der landesweiten Bedeutung 
der Untersuchungsergebnisse sowie der erwarteten Zukunftswirkung be-
steht aktuell Handlungsbedarf. Die Bearbeitungsqualität bei Fällen mit Kir-
chenabgeltungsteuer muss bezüglich des Sonderausgabenabzugsverbots 
verbessert werden. 

 

3 Empfehlungen 

3.1 Bedienstete der Steuerverwaltung schulen 

Um die Bearbeitungsqualität hinsichtlich des Sonderausgabenabzugs für 
Kirchensteuer zu verbessern, sollten die Bediensteten der Veranlagungsstel-
len zu dieser Thematik erneut praxisorientiert geschult werden. 

 

3.2 IT-Unterstützung, insbesondere Risikomanagementsystem, ver-
bessern 

Die IT-Unterstützung sollte mit dem Ziel optimiert werden, künftig aus-
schließlich die als Sonderausgaben abzugsfähigen Kirchensteuerzahlungen 
und -erstattungen elektronisch zu speichern. Als kurzfristige Maßnahme 
sollten die im IT-System abgelegten Beträge zur festgesetzten Kirchenab-
geltungsteuer den Bediensteten für die personelle Bearbeitung zusätzlich 
angezeigt werden. 

Die Texte mehrerer Prüfhinweise im Risikomanagementsystem sollten un-
missverständlich formuliert werden. Bei dem am häufigsten ausgegebenen 
Prüfhinweis sollte künftig kein konkreter Veranlagungszeitraum mehr ge-
nannt werden. 

 

3.3 Steuerfälle mit Sperrvermerk personell bearbeiten 

Haben Kirchensteuerpflichtige beim Bundeszentralamt für Steuern den 
automatischen Datenabruf für das Kirchensteuerabzugsverfahren ab dem 
Jahr 2015 sperren lassen, übermittelt dieses den Wohnsitzfinanzämtern 
Namen und Anschrift der betroffenen Steuerbürger. Die Meldungen des 
Bundeszentralamts sollten zum Anlass genommen werden, diese Fälle für 
eine personelle Bearbeitung auszusteuern. 

 

4 Stellungnahme des Ministeriums 

Das Ministerium für Finanzen und Wirtschaft erhebt gegen die Feststellun-
gen und Empfehlungen keine Einwendungen. 
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4.1 Erneute Schulungsmaßnahmen begonnen 

Das Ministerium trägt vor, die Oberfinanzdirektion Karlsruhe habe bereits 
2012 sämtliche Bedienstete der Veranlagungsstellen zu der ab dem Veran-
lagungszeitraum 2011 geltenden Rechtslage geschult. Sie habe zudem ein 
entsprechendes Fortbildungsmanuskript zur Verfügung gestellt. Seit No-
vember 2015 führe die Oberfinanzdirektion Schulungen zum Risikoma-
nagementsystem durch. Sie thematisiere dabei u. a. mehrere der vom 
Rechnungshof beanstandeten Hinweise. In diesen sowie in weiteren, im 
Frühjahr 2016 geplanten Veranstaltungen werden die geltende Rechtslage, 
die Entstehung und Bearbeitung der Hinweise sowie die personelle Ermitt-
lung des Sonderausgabenabzugs nochmals erläutert. Gleichwohl sei und 
bleibe die personelle Ermittlung des Sonderausgabenabzugs von Kirchen-
steuer aufgrund der vielen erforderlichen Bearbeitungsschritte zeitaufwendig 
und fehlerträchtig. 

 

4.2 Wirksame IT-Unterstützung steht noch aus, Texte der Risikohin-
weise teilweise optimiert 

Das Ministerium teilt mit, Arbeitsgruppen des Bundes und der Länder arbei-
teten bereits seit 2010 daran, eine IT-Unterstützung für die Ermittlung der als 
Sonderausgabe abziehbaren Kirchensteuer einzuführen. Inzwischen seien 
zwar acht Lösungsmodelle erarbeitet worden. Keines dieser Modelle habe 
jedoch in den entsprechenden Gremien eine Mehrheit gefunden. Zu beach-
ten sei dabei, dass im Rahmen von KONSENS die IT-Unterstützung für alle 
Länder einheitlich programmiert werden müsse. Das Ministerium werde die 
Feststellungen des Rechnungshofs zum Anlass nehmen, das Bundesminis-
terium der Finanzen um eine zeitnahe Wiederaufnahme des Abstimmungs-
prozesses zur Einrichtung einer IT-Unterstützung zu bitten. 

Die weitere Empfehlung des Rechnungshofs, die im IT-System abgelegten 
Beträge zur festgesetzten Kirchenabgeltungsteuer den Bediensteten für die 
personelle Bearbeitung zusätzlich anzuzeigen, erfordere eine umfassende 
Neuprogrammierung. Den hierfür erforderlichen Aufwand hält das Ministe-
rium für nicht gerechtfertigt. 

Der am häufigsten ausgegebene Prüfhinweis im Risikomanagementsystem 
soll durch einen neuen Hinweis abgelöst werden, der auch die vom Rech-
nungshof angeregte Textänderung berücksichtigt. Zudem sei der künftige 
Text zielgerichteter und weise auch auf die Prüfung der Vorauszahlungen 
hin. Wann der neue Hinweis zum Einsatz komme, sei noch nicht absehbar. 

 

4.3 Gezielter Aufgriff von Steuerfällen mit Sperrvermerk frühestens 
ab 2017 möglich 

Hinsichtlich der Steuerbürger, die den automatischen Datenabruf für das 
Kirchensteuerabzugsverfahren haben sperren lassen, sei geplant, die Infor-
mationen des Bundeszentralamts für Steuern den Finanzämtern elektro-
nisch zur Verfügung zu stellen. Damit könne die Steuerverwaltung betroffe-
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ne Fälle risikoorientiert aufgreifen. Dies sei jedoch frühestens ab Februar 
2017 möglich, da sich die Datenübermittlung des Bundeszentralamts für 
Steuern verzögere. 

 

5 Schlussbemerkung 

Die aufgezeigten Probleme wurden von der Steuerverwaltung zwar früh 
erkannt, eine Lösung wurde trotz Bemühungen in den Bund-Länder-
Gremien nicht erreicht. Die personelle Ermittlung der als Sonderausgabe 
abzugsfähigen Kirchensteuer ist - auch aus Sicht des Ministeriums für Fi-
nanzen und Wirtschaft - zeitaufwendig und fehlerträchtig. Das Ministerium 
sollte sich deshalb nachhaltig dafür einsetzen, dass die gebotene IT-
Unterstützung rasch eingeführt und das Risikomanagement verbessert wird. 
Dazu sollten die ins Stocken geratenen Abstimmungsprozesse nicht nur 
zeitnah wieder aufgenommen, sondern zügig zum Abschluss gebracht wer-
den.  

 

 

 


	1 Parlamentarische Beratung der Denkschrift 2015
	2 Weitere Berichte des Rechnungshofs seit der letzten Denkschrift
	2.1 Kontrollsystem und Verwaltungskosten bei EU-Förderverfahren in den Bereichen EGFL und ELER(Landtagsdrucksache 15/7140)
	2.2 Rechte und Pflichten des Landes als Anteilseigner der EnBW Energie Baden-Württemberg AG(Landtagsdrucksache 15/7400)
	2.3 Naturschutzrechtliche Kompensationsmaßnahmen für Straßenbauvorhaben - Planung, Herstellung, Pflege und Unterhalt(Landtagsdrucksache 15/7500)
	2.4 Landesbetriebe(Landtagsdrucksache 15/7606)

	1 Haushalts-Soll und Haushalts-Ist 2014
	2 Haushaltsrechnung 2014
	2.1 Gestaltung
	2.2 Ergebnisse der Haushaltsrechnung

	3 Feststellungen des Rechnungshofs nach § 97 Absatz 2 Nrn. 1 und 2 Landeshaushaltsordnung
	3.1 Ordnungsmäßigkeit der Haushaltsrechnung
	3.2 Bewirtschaftung der Personalausgaben und Umschichtungen von oder zu Sachausgaben
	3.3 Überplanmäßige und außerplanmäßige Ausgaben
	3.4 Abweichungen von den Stellenübersichten

	4 Globale Minderausgaben
	5 Druck- und Darstellungsfehler
	6 Haushaltsreste und Haushaltsvorgriffe
	6.1 Haushaltsreste 2013 und 2014
	6.2 Entwicklung der Ausgabereste im Zehn-Jahres-Vergleich

	1 Einnahmen
	1.1 Entwicklung der Einnahmen 2006 bis 2015
	1.2 Steuereinnahmen
	1.3 Sonstige Einnahmen
	1.3.1 Verwaltungseinnahmen und Einnahmen aus Schuldendienst
	1.3.2 Einnahmen aus Zuweisungen und Zuschüssen
	1.3.3 Kreditaufnahmen und besondere Finanzierungseinnahmen


	2 Ausgaben
	2.1 Entwicklung der Ausgaben 2006 bis 2015
	2.2 Personalausgaben
	2.3 Sonstige Ausgaben
	2.3.1 Sächliche Verwaltungsausgaben und Schuldendienst
	2.3.2 Ausgaben für Zuweisungen und Zuschüsse für laufende Zwecke
	2.3.3 Baumaßnahmen, sonstige Investitions- und Investitionsförderungsmaßnahmen
	2.3.4 Besondere Finanzierungsausgaben


	3 Steuerdeckungsquote und Investitionsquote
	4 Finanzierungssaldo
	1 Verschuldungslage
	1.1 Schuldenentwicklung
	1.2 Entwicklung der Nettokreditaufnahme und der Kreditfinanzierungsquote in Baden-Württemberg
	1.3 Zulässige Kreditaufnahme
	1.4 Kreditmarktschulden und Zinsen
	1.5 Pro-Kopf-Verschuldung
	1.6 Nettokreditaufnahme je Einwohner - Ländervergleich

	2 Rücklagen und Sondervermögen
	3 Entwicklung der Jahresergebnisse
	4 Haushaltsrisiken durch Bürgschaften, Garantien und Gewährleistungen
	5 Empfehlungen
	5.1 Überschüsse in die Überlegungen zu einer dauerhaften Regelung der Schuldenbremse einbeziehen
	5.2 Nettokreditaufnahme vermeiden

	1 Ausgangslage
	2 Prüfungsergebnisse
	2.1 Haushaltsentwicklung 2015 bis 2016
	2.2 Finanzplan 2016
	2.2.1 Eckdaten des Finanzplans 2016
	2.2.2 Einnahmen, Ausgaben und Defizit
	2.2.3 Kreditaufnahme, Mehreinnahmen und Abbaupfad

	2.3 Wesentliche Einflussfaktoren für die Haushaltsentwicklung bis 2020
	2.3.1 Flüchtlingsausgaben
	2.3.2 Neuregelung des Länderfinanzausgleichs
	2.3.3 Kommunaler Finanzausgleich
	2.3.4 Abrechnung des Finanzmarktstabilisierungsfonds 

	2.4 Fazit

	3 Empfehlungen
	4 Stellungnahme des Ministeriums
	5 Schlussbemerkung
	1 Ausgangslage
	1.1 Grundgesetz
	1.2 Derzeitiger Stand in Baden-Württemberg

	2 Ausgestaltung der Schuldenbremse
	2.1 Verankerung einer Schuldenbremse in der Verfassung anderer Länder
	2.2 Methoden zur Ermittlung der Konjunkturkomponente
	2.2.1 EU-Modell
	2.2.2 Trendsteuereinnahmen-Modell
	2.2.2.1 Grundzüge
	2.2.2.2 Beispiele aus den Ländern

	2.2.3 Referenzwert-Modell
	2.2.3.1 Grundmodell
	2.2.3.2 Beispiele aus den Ländern

	2.2.4 Übergreifende Fragestellungen bei allen drei Modellen

	2.3 Weitere Fragestellungen bei einer dauerhaften Schuldenbremse

	3 Empfehlungen
	3.1 Schuldenbremse in der Landesverfassung verankern
	3.2 Konjunkturbereinigungsverfahren einführen
	3.3 Neuregelung für die Schuldenbremse zeitnah angehen

	1 Ausgangslage
	1.1 Bisherige Prüfungen des Rechnungshofs
	1.2 Aufgaben des Beauftragten für Informationstechnologie

	2 Prüfungsergebnisse
	3 Empfehlungen
	3.1 IuK-Strukturpool übertragen
	3.2 Zeit- und Finanzierungspläne erstellen

	4 Stellungnahme des Ministeriums
	5 Schlussbemerkung
	1 Ausgangslage
	2 Prüfungsergebnisse
	2.1 Vertragslaufzeit
	2.2 Services und Dienstgüte
	2.3 Steuerung und Kontrolle des Dienstleisters
	2.4 Wirtschaftlichkeit
	2.5 Projekterfahrungen
	2.6 Landesoberbehörde IT Baden-Württemberg

	3 Empfehlungen
	3.1 Rechtzeitig mit der BITBW zusammenarbeiten
	3.2 Standardisierung vorantreiben
	3.3 Make or Buy entscheiden
	3.4 IT-Budget der Ressorts anpassen

	4 Stellungnahme des Beauftragten des Landes für Informationstechnologie
	5 Schlussbemerkung
	1 Ausgangslage
	1.1 Vorgaben für Informationssicherheit
	1.2 Gegenstand der Prüfung

	2 Prüfungsergebnisse
	2.1 Sachstand des Informationssicherheitsmanagements
	2.2 Sicherheitskonzepte
	2.3 IT-Sicherheit und IT-Standardisierung
	2.4 Bündelung von Know-how
	2.5 Auditierung und Zertifizierung

	3 Empfehlungen
	3.1 Vielfalt der IT-Systeme reduzieren
	3.2 Hauptamtlichen Informationssicherheitsbeauftragten bestellen
	3.3 Informationssicherheit bei IT-Fachverfahren mit betrachten
	3.4 Kenntnisse der Mitarbeiter zur Informationssicherheit verbessern
	3.5 Aufgaben zentralisieren
	3.6 Informationssicherheit zur Managementaufgabe machen
	3.7 Audits festlegen

	4 Stellungnahme des Beauftragen des Landes für Informationstechnologie 
	1 Ausgangslage
	2 Prüfungsergebnisse
	2.1 Dienstfahrzeuge
	2.2 App der Landesvertretung beim Bund
	2.3 Veranstaltungen
	2.4 Aufbau und Struktur der Landesvertretung
	2.5 Gästehaus

	3 Empfehlungen
	3.1 Dienstfahrzeugflotte verkleinern
	3.2 App der Landesvertretung abschaffen
	3.3 Veranstaltungsreglement erstellen
	3.4 Struktur der Landesvertretung hinterfragen
	3.5 Gästehaus kostendeckend führen

	4 Stellungnahme der Landesvertretung
	1 Ausgangslage
	1.1 Frühere Prüfungen
	1.2 Aktuelle Prüfung

	2 Prüfungsergebnisse
	2.1 Ressourceneinsatz
	2.2 Personalausstattung
	2.3 Organisation
	2.3.1 Abteilung 5 Jugend, Sport, Weiterbildung
	2.3.2 Organisation der Querschnittsaufgaben und Stabsstellen

	2.4 Aufgabenkritik
	2.5 Strategische Steuerung und Controlling

	3 Empfehlungen
	3.1 Tatsächlichen Personaleinsatz im Staatshaushaltsplan abbilden
	3.2 Organisation verbessern
	3.3 Aufgabenkritik durchführen
	3.4 Strategisch steuern

	4 Stellungnahme des Ministeriums
	5 Schlussbemerkung
	1 Ausgangslage
	2 Prüfungsergebnisse
	2.1 Einschätzung der Fremdevaluation durch die Schulen und Schulaufsichtsbehörden
	2.2 Aufwand für das Qualitätsmanagement
	2.3 Fremdevaluation enthält nicht alle nötigen Kennzahlen
	2.4 Standards für Dokumentation und Zielvereinbarungen fehlen
	2.5 Zielvereinbarungen in Folge der Fremdevaluation
	2.6 Entwicklungsbedarf der evaluierten Schulen

	3 Empfehlungen
	3.1 Schulen für Fremdevaluation risikoorientiert auswählen
	3.2 Qualitätsfaktoren und Kennzahlen für den Qualitätsprozessprüfen
	3.3 Einheitliche Standards für Dokumentation und Zielvereinbarungen bereitstellen
	3.4 Zielvereinbarungen auf defizitäre Handlungsfelder ausrichten und alsbald nach Fremdevaluation treffen

	4 Stellungnahme des Ministeriums
	1 Ausgangslage
	2 Prüfungsergebnisse
	2.1 Datengrundlage war nicht ausreichend
	2.2 Kriterien bei der Zuteilung der Fördermittel waren unzureichend
	2.3 Bedarfsermittlungen waren nicht qualifiziert
	2.4 Anforderungen des Landes an den Nachweis der zweckentsprechenden Verwendung der Finanzhilfen waren überhöht
	2.5 Zweckverfehlung von Fördermitteln
	2.6 Kindertagesstätten sind überdimensioniert 
	2.7 Zu hohe Baukosten und luxuriöse Standards
	2.8 Zuwendung als Festbetragsfinanzierung hat sich bewährt
	2.9 Fehlentscheidungen bei der Vergabe
	2.10 Förderung der Ausgaben für den Gebäudebetrieb ist teilweise zu hoch

	3 Empfehlungen
	3.1 Landesweite verbindliche Standards und Transparenz anstreben
	3.2 Förderung der Betriebsausgaben neu definieren
	3.3 Nicht belegte Betreuungsplätze nutzen
	3.4 Vergaberecht einhalten

	4 Stellungnahme des Ministeriums
	5 Schlussbemerkung
	1 Ausgangslage
	2 Prüfungsergebnisse
	2.1 Bisherige PEBB§Y-Prüfungen des Rechnungshofs
	2.1.1 Länderübergreifende Justizprüfung
	2.1.2 Personalplanung in der Justiz

	2.2 Anwendung von PEBB§Y
	2.3 Methodik und Umsetzung der PEBB§Y-Fortschreibung 2014
	2.3.1 Prüfungsmethoden
	2.3.2 Ergebnisse der PEBB§Y-Fortschreibung 2014 imServicebereich nicht umgesetzt


	3 Empfehlungen
	3.1 Stellenabbau bei Gerichten und Staatsanwaltschaften imStaatshaushaltsplan 2017 beginnen
	3.2 Vollständigen Abbau der durch die Notariats- und Grundbuchamtsreform ab 2018 entbehrlichen Stellen umsetzen
	3.3 Personalbedarfsberechnung vervollständigen und zurganzheitlichen Personalsteuerung nutzen
	3.4 Mängel des PEBB§Y-Gutachtens 2014 künftig vermeiden

	4 Stellungnahme des Ministeriums
	5 Schlussbemerkung
	1 Ausgangslage
	2 Prüfungsergebnisse
	2.1 Haushalt und Finanzen
	2.2 IT-Betrieb, Service und Benutzerbetreuung
	2.3 Prozesse und Dokumentationen
	2.4 Konzentration auf die Kernaufgaben durch Zusammenarbeit mit anderen Ländern und der BITBW

	3 Empfehlungen
	3.1 Landeshaushaltsordnung beachten
	3.2 Steuerfachunabhängige IT zur BITBW geben
	3.3 Verbleibende Zuständigkeiten optimieren
	3.4 Fachaufsicht optimieren
	3.5 KONSENS voranbringen

	4 Stellungnahme des Ministeriums
	5 Schlussbemerkung
	1 Ausgangslage
	2 Prüfungsergebnisse 
	2.1 Haushaltsansätze
	2.2 Vorgaben für die Förderung
	2.2.1 Förderlinien und Förderbereiche
	2.2.2 Abwicklung der Bundes-/Landesförderung
	2.2.3 Abwicklung der Landesförderungen
	2.2.4 Abstimmung mit anderen Förderprogrammen

	2.3 Förderfähige Beratungen
	2.3.1 Einzelberatungen
	2.3.2 Gruppenberatungen
	2.3.3 Sonstige Tätigkeiten 

	2.4 Finanzielle Auswirkungen

	3 Empfehlungen
	3.1 Haushaltsansätze anpassen
	3.2 Förderung vereinfachen 
	3.3 Standards für förderfähige Beratungen festlegen

	4 Stellungnahme des Ministeriums
	4.1 Haushaltsansätze werden weiterhin individuell veranschlagt
	4.2 Die Förderung wird nicht weiter vereinfacht
	4.3 Standards für förderfähige Beratungen werden neu festgelegt

	5 Schlussbemerkung
	1 Ausgangslage
	1.1 Grundlagen für die Programme Schulmilch und Schulfrucht 
	1.2 Finanzierung
	1.2.1 Schulmilch
	1.2.2 Schulfrucht


	2 Prüfungsergebnisse
	2.1 Entwicklung und Umfang der Förderung
	2.1.1 Schulmilch
	2.1.2 Schulfrucht

	2.2 Antrags- und Bewilligungsverfahren
	2.2.1 Schulmilch
	2.2.2 Schulfrucht

	2.3 Verwaltungskosten und Kontrollverfahren
	2.3.1 Schulmilch
	2.3.2 Schulfrucht

	2.4 Lieferanten und Empfänger
	2.4.1 Schulmilch
	2.4.2 Schulfrucht


	3 Empfehlungen
	3.1 Schulmilchförderung einstellen
	3.2 Schulfruchtprogramm verbessern
	3.2.1 Abrechnung vereinfachen 
	3.2.2 Mitwirkungsbereitschaft der Lieferanten, Sponsoren und Einrichtungen stärken

	3.3 Konkrete und messbare Ziele definieren und überprüfen
	3.4 Verfahren deutlich vereinfachen
	3.4.1 Antragsverfahren elektronisch durchführen
	3.4.2 Mindestbetrag für Auszahlung anheben
	3.4.3 Kontrollen vereinfachen


	4 Stellungnahme des Ministeriums
	4.1 Schulmilchförderung einstellen
	4.2 Schulfruchtprogramm verbessern

	1 Ausgangslage
	2 Prüfungsergebnisse
	2.1 Kosten- und Leistungsrechnung
	2.1.1 Rechtsgrundlagen
	2.1.2 Festgestellte Mängel
	2.1.3 Bewertung

	2.2 Herstellung und Vertrieb nichtamtlicher Karten
	2.2.1 Aufgabe
	2.2.2 Wirtschaftlichkeit nichtamtlicher Karten
	2.2.3 Bewertung

	2.3 Regelmäßige Kassenprüfungen
	2.3.1 Rechtsvorschrift und Feststellungen
	2.3.2 Bewertung

	2.4 Fristgerechte Erstellung der Jahresabschlüsse
	2.4.1 Rechtsgrundlage und Feststellungen
	2.4.2 Bewertung

	2.5 Rücklagen
	2.5.1 Höhe und Entwicklung der Rücklagen
	2.5.2 Bewertung


	3 Empfehlungen
	3.1 Funktionsfähigkeit der Kosten- und Leistungsrechnungherstellen
	3.2 Herstellung nichtamtlicher Karten beenden
	3.3 Regelmäßige Kassenprüfungen sicherstellen
	3.4 Jahresabschlüsse fristgerecht erstellen
	3.5 Rücklagen begrenzen

	4 Stellungnahme der Ministerien
	4.1 Kosten- und Leistungsrechnung soll zeitnah eingerichtet werden
	4.2 Aufwand für nichtamtliche Karten wird schrittweise reduziert 
	4.3 Kassen werden regelmäßig überprüft werden
	4.4 Jahresabschlüsse werden künftig fristgerecht vorgelegt
	4.5 Rücklagen seien für IT Projekt gebildet worden

	5 Schlussbemerkung 
	1 Ausgangslage
	2 Prüfungsergebnisse
	2.1 Rückgriffsquote
	2.2 Falldaten, Zahl- und Altfälle
	2.3 Ausstehende Unterhaltszahlungen
	2.4 Auslandsrückgriffe und Strafanzeigen
	2.5 Rechtskonformes Verwaltungshandeln
	2.6 Bundesweite Verwaltungsvereinfachung
	2.7 Bewertung

	3 Empfehlungen
	3.1 Regionalen Unterschieden nachgehen und Erfahrungsaustausch initiieren
	3.2 Volle Unterhaltsvorschüsse auf Fälle ohne Unterhaltszahlungen begrenzen
	3.3 Verwaltungsvereinfachung auf Bundesebene unterstützen

	4 Stellungnahme des Ministeriums
	1 Ausgangslage
	2 Prüfungsergebnisse
	2.1 Projektierung ohne Kostenplanungsinstrumente
	2.2 Kostensteigerungen bei Neubaumaßnahmen
	2.3 Europäisches Vergaberecht nicht beachtet
	2.4 VOB nicht beachtet
	2.5 Interessenkonflikt zwischen Projektsteuerung und Architekt
	2.6 Technische Betriebskosten

	3 Empfehlungen
	3.1 Einheitliche Regelungen einführen
	3.2 Mitarbeiter qualifizieren
	3.3 Interne übergeordnete Projektsteuerung einrichten
	3.4 Leistungen des Gebäudemanagements ausschreiben

	4 Stellungnahme des Ministeriums
	5 Schlussbemerkung
	1 Ausgangslage
	2 Prüfungsergebnisse
	2.1 Finanzielle Bedeutung der Kirchenabgeltungsteuer
	2.2 Qualität der Steuerbescheide unzureichend
	2.2.1 Risikomanagementsystem der Finanzverwaltung verbesserungswürdig
	2.2.2 Qualität der Fallbearbeitung durch die Bediensteten unzureichend

	2.3 Finanzielles Ergebnis
	2.4 Bewertung

	3 Empfehlungen
	3.1 Bedienstete der Steuerverwaltung schulen
	3.2 IT-Unterstützung, insbesondere Risikomanagementsystem, verbessern
	3.3 Steuerfälle mit Sperrvermerk personell bearbeiten

	4 Stellungnahme des Ministeriums
	4.1 Erneute Schulungsmaßnahmen begonnen
	4.2 Wirksame IT-Unterstützung steht noch aus, Texte der Risikohinweise teilweise optimiert
	4.3 Gezielter Aufgriff von Steuerfällen mit Sperrvermerk frühestens ab 2017 möglich

	5 Schlussbemerkung
	1 Ausgangslage
	1.1 Gesetzliche Rahmenbedingungen
	1.2 Verfahrensablauf bei der Zerlegung
	1.3 Anlass, Ziele und Durchführung der Prüfung

	2 Prüfungsergebnisse
	2.1 Landesweite Bedeutung der Körperschaftsteuerzerlegung
	2.2 Materiell-rechtliche Feststellungen
	2.2.1 Aktive Zerlegungsfälle
	2.2.2 Passive Zerlegungsfälle
	2.2.3 Finanzielles Ergebnis für Baden-Württemberg

	2.3 Verfahren bei der Zerlegung von Körperschaftsteuer-Vorauszahlungen
	2.3.1 Bisheriges Verfahren: Zerlegung der geleisteten Vorauszahlungen (Ist-Prinzip)
	2.3.2 Alternative: Zerlegung der festgesetzten Vorauszahlungen (Soll-Prinzip)

	2.4 IT-Unterstützung

	3 Empfehlungen
	3.1 Thema bei Dienstbesprechung aufgreifen, Leitfaden erarbeiten
	3.2 Zerlegung festgesetzter Vorauszahlungen anstreben
	3.3 IT-Unterstützung verbessern

	4 Stellungnahme des Ministeriums
	1 Ausgangslage
	2 Prüfungsergebnisse
	2.1 Falsche Wahl der Standorte und Redundanzen
	2.2 Kostenvergleich der Bauarten
	2.3 Unzureichende Wirtschaftlichkeit

	3 Empfehlungen
	3.1 Bestehende Anlagen evaluieren
	3.2 Redundanzen vermeiden
	3.3 Unwirtschaftliche Anlagen abschalten

	4 Stellungnahme des Ministeriums
	5 Schlussbemerkung
	1 Ausgangslage
	1.1 Frühere Prüfungen
	1.2 Aktuelle Prüfung

	2 Prüfungsergebnisse
	2.1 Ressourceneinsatz
	2.2 Organisation
	2.2.1 Abteilung 5 Nachhaltige Mobilität
	2.2.2 Servicedienste

	2.3 Aufgabenkritik
	2.4 Strategische Steuerung der Aufgaben

	3 Empfehlungen
	3.1 Organisation optimieren
	3.2 Kernaufgaben durch Aufgabenkritik feststellen
	3.3 Aufgaben strategisch steuern

	4 Stellungnahme des Ministeriums
	5  Schlussbemerkung
	1 Ausgangslage
	2 Prüfungsergebnisse
	2.1 Vorgehensweise nicht landeseinheitlich
	2.2 Vergabereife
	2.3 Nachträge aufgrund zu geringer Planungstiefe
	2.4 Nebenangebote gewertet
	2.5 Einheitspreis bei Mehr- und Mindermengen statt Nachtragsvereinbarung
	2.6 Abfall entsorgt statt verwertet 

	3 Empfehlungen
	3.1 Planungstiefe vor Ausschreibung der Baumaßnahme verbessern
	3.2 Eine „Gemeinsame Vergabedatenbank“ ist Voraussetzung für eine zuverlässige Kostensteuerung
	3.3 Zuständigkeiten regeln

	4 Stellungnahme des Ministeriums
	5 Schlussbemerkung
	1 Ausgangslage
	2 Prüfungsergebnisse
	2.1 Datenbank SIB-Bauwerke für das Erhaltungsmanagement 
	2.2 Bauwerksprüfungen
	2.3 Georisiken 
	2.4 Unterhalt der Ingenieurbauwerke 
	2.5 Verkehrssicherungspflicht bei Hang- und Felssicherungen 

	3 Empfehlungen
	3.1 Die Datenbank SIB-Bauwerke umfassend führen
	3.2 Bauwerksprüfungen ordnungsgemäß durchführen
	3.3 Erhaltungspläne aufstellen
	3.4 Leitlinien für Georisiken erstellen
	3.5 Die Unterhaltlast bei Hang- und Felsarbeiten regeln

	4 Stellungnahme des Ministeriums
	5 Schlussbemerkung
	1 Ausgangslage
	2 Prüfungsergebnisse
	2.1 Begründung des Bedarfs
	2.2 Entscheidungen zur Baudurchführung
	2.3 Vergabe von Bau- und Dienstleistungen
	2.4 Vergabe von freiberuflichen Leistungen
	2.5 Auswahl der Unternehmen
	2.6 Kennzeichnung der Angebote
	2.7 Wirtschaftlichkeit des Neubaus

	3 Empfehlungen
	4 Stellungnahmen des Universitätsklinikums und des Ministeriums
	5 Schlussbemerkung
	1 Ausgangslage
	2 Prüfungsergebnisse
	2.1 Zuwendungsverfahren
	2.2 Bewirtschaftung der zugewendeten Mittel
	2.3 Zulagen an Abteilungsdirektoren
	2.4 Ausufernde Nebentätigkeiten

	3 Empfehlungen
	3.1 Zuwendungsverfahren konzentrieren
	3.2 Bewirtschaftungsgrundsätze einhalten
	3.3 Verfahren zur Bewilligung von Zulagen verbessern
	3.4 Nebentätigkeitsrecht beachten

	4 Stellungnahme der Max-Planck-Gesellschaft
	4.1 Zuwendungsverfahren
	4.2 Bewirtschaftung der zugewiesenen Mittel
	4.3 Zulagen an Abteilungsdirektoren
	4.4 Nebentätigkeiten

	5 Stellungnahme des Ministeriums
	6 Schlussbemerkung
	Denkschrift 2016 - Beitrag Nr. 20.pdf
	Auszug aus
	Denkschrift 2016
	Beitrag Nr. 20
	Unzulässiger Abzug der Kirchenabgeltungsteuer als Sonderausgabe

	Denkschrift 2016 - Beitrag Nr. 20.pdf
	Auszug aus
	Denkschrift 2016
	Beitrag Nr. 20
	Unzulässiger Abzug der Kirchenabgeltung-steuer als Sonderausgabe




